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Gliederung

1. Fallkonstellation

2. Rente wegen Erwerbsminderung – SGB VI

• Tatbestand (§ 43 SGB VI)

• psychische Krankheiten

• Rentenneurose

• unterbliebene Behandlung

3. Rente auf Zeit oder auf Dauer (§ 102 SGB VI)

4. Mitwirkungsobliegenheiten (§§ 60 ff. SGB I)

5. Absichtliche Minderung (§ 103 SGB VI)

6. Kernproblem: Beweisführung

7. Zusammenfassung
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1. FALLKONSTELLATION

- Kläger 1959 geboren, keinen Beruf gelernt, Studium 1979-1982 und Abbruch wegen 
schwerer Depression mit Suizidversuch, verschiedene Tätigkeiten (Paketsortierer) mit 
Unterbrechungen durch Arbeitslosigkeit

- Oktober 2015 Antrag auf Rente wegen Erwerbsminderung (erster Antrag 2013)

- übliche Verfahren: Ablehnung, Widerspruch, Klage, Berufung und Nichtzulassungsbeschwerde

- neurologisch/psychiatrisches Fachgutachten:
- chronische Schmerzstörung mit somatischen und psychischen Faktoren
- rezidivierende depressive Störung, gegenwärtig leichte Episode
- Spannungskopfschmerz

-bisherige Behandlung:
- keine Psychotherapie absolviert
- keine Psychopharmakotherapie
- keine stationäre Behandlung wegen der Psyche bzw. Schmerzerkrankung
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1. FALLKONSTELLATION – AKTUELLE THERAPIE

aktuelle Therapie:

- einmal pro Quartal bei seinem Nervenarzt – Gespräche und Tests

- Verordnung von Cannabis (Dronabinol) durch den Hausarzt

- regelmäßige Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung durch den Hausarzt

„Massive Einschränkungen seit mindestens 10 Jahren!“
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1. LEITSATZ DES
„BAYERISCHEN LANDESSOZIALGERICHTS“
Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 19. Dezember 2018 – L 19 R 165/17

„Psychische Erkrankungen werden erst dann rentenrechtlich relevant, wenn trotz
adäquater Behandlung (medikamentös, therapeutisch, ambulant oder stationär)
davon auszugehen ist, dass der Versicherte die psychischen Einschränkungen weder
aus eigener Kraft noch mit ärztlicher oder therapeutischer Hilfe dauerhaft
überwinden kann (vgl BSG vom 12.9.1990 - 5 RJ 88/89 und vom 29.3.2006 - B 13
RJ 31/05 R = BSGE 96, 147 = SozR 4-2600 § 102 Nr 2 sowie LSG München vom
12.10.2011 - L 19 R 738/08, vom 30.11.2011 - L 20 R 229/08, vom 18.1.2012 - L
20 R 979/09, vom 15.2.2012 - L 19 R 774/06, vom 21.3.2012 - L 19 R 35/08,
vom 15.1.2015 - L 20 R 980/08 und vom 24.5.2017 - L 19 R 1047/14).“

Achtung: Bundessozialgericht anderer Ansicht!
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2. RENTE WEGEN ERWERBSMINDERUNG -
TATBESTAND
§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI – teilweise Erwerbsminderung

„Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung
auf nicht absehbare Zeit außerstande sind, unter den üblichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden täglich erwerbstätig zu sein.“

§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI – volle Erwerbsminderung

„Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit außerstande sind, unter den üblichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein.“
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2. RENTE WEGEN ERWERBSMINDERUNG –
WEGEN KRANKHEIT ODER BEHINDERUNG
„medizinischen Voraussetzungen bzw. persönlichen Voraussetzungen“

Krankheit ist jeder regelwidrige körperliche, geistige oder seelische Zustand, der 
geeignet ist, die Erwerbsfähigkeit eines Versicherten herabzusetzen.

- auch seelische Störungen können Krankheiten sein

- Ursache der Krankheit grundsätzlich unerheblich für die Fragestellung (herrschende 
Meinung!) 

aber: 

„Dazu zählen auch psychische Erkrankungen, z.B. seelische Störungen, die von 
Versicherten durch zumutbare Willensanspannung nicht überwunden werden können.“
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2. KRANKHEIT
„ZUMUTBARE WILLENSANSPANNUNG“
Weitere Voraussetzung bei seelischen Störungen?

Der Versicherte ist durch die seelische Störung so „gehemmt“, dass er sie nicht mehr aus
eigener Kraft oder durch ärztliche bzw. therapeutische Hilfe bei zumutbarer
Willensanspannung (bzw. Willensanstrengung) überwinden kann.

Kann das geltend gemachte Leiden mit zumutbarer Willensanspannung – ggfls. mit fremder Hilfe 
– überwunden werden?

BSG, Urteil vom 1. Juli 1964 – 11/1 RA 186/61 „Mutter aller Urteile“

Seelische Störungen, die die Arbeits- und Erwerbsfähigkeit in einer vom Betroffenen selbst
nicht zu überwindenden Weise "hemmen", sind eine Krankheit iS des § 23 Abs 2 AVG. Wenn
diese Störungen die Erwerbsfähigkeit des Betroffenen beeinträchtigen, gehören sie - wie die
körperlichen und geistigen Gesundheitsstörungen - durchaus zu den "sozialen Tatbeständen",
gegen deren nachteilige Auswirkungen die gesetzliche Rentenversicherung schützen will.
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2. „ZUMUTBARE WILLENSANSPANNUNG“ 
AWMF-LEITLINIE
Leitlinie zur Begutachtung psychischer und psychosomatischer Störungen Teil II –
Begutachtung der beruflichen Leistungsfähigkeit

S. 4: „Auch hier gilt das Prinzip des „Vollbeweises“, d. h. der Sachverständige hat
darzulegen, dass er keinen vernünftigen Zweifel am Vorhandensein der
Funktionsstörungen hat und dass diese auch nicht bei „zumutbarer
Willensanstrengung“ überwunden werden können.“

S. 8: „In diesem Zusammenhang ist der Begriff der „zumutbaren Willensanstrengung“
zu nennen. Diese juristische Begrifflichkeit stellt sowohl auf der Ebene der Definition
als auch auf deren Operationalisierung ein komplexes Problem dar.“
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2. KRITERIEN FÜR DIE ZUMUTBARE 
WILLENSANSPANNUNG
Wesentliche Kriterien zur Beurteilung der „zumutbaren Willensanspannung“ bei Probanden mit 
psychischen Störungen sind:

§ der Schweregrad der Störung, 

§ der Verlauf der Störung,

§ die Therapierbarkeit, 

§ die Angemessenheit der bisherigen Behandlung,

§ die bisherige Behandlungsmotivation (welche Bemühungen hat der Proband selber 
unternommen, um seine Beschwerden und Beeinträchtigungen zu lindern?),

§ das Vorhandensein krankheitswertiger Störungen der Motivation (zum Beispiel Depression) 
und 

§ eine verzerrte Beschwerdedarstellung (Aggravation, Simulation). 
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2. KRANKHEIT
„RENTENNEUROSE“
BSG, Urteil vom 1. Juli 1964 – 11/1 RA 186/61 (Beschluss vom 28. September 2020 
– B 13 R 45/19 B –, juris Rn. 6)

Nicht zutreffend ist ferner die Befürchtung, eine Neurose sei auch dann "zu berenten",
wenn die Rentengewährung die Aufrechterhaltung des sonst verschwindenden
neurotischen Zustandsbildes bewirke. Wenn im konkreten Einzelfalle eine solche
"Prognose" zuverlässig gestellt werden kann – wenn also gesagt werden kann, daß
die Ablehnung der Rente bei dem betroffenen Versicherten die neurotischen
Erscheinungen ohne weiteres verschwinden läßt – dann muß die Rente (mindestens für
die Zukunft) versagt werden, weil es mit dem Sinn und Zweck der Rentengewährung
bei Berufsunfähigkeit unvereinbar ist, daß gerade die Rentengewährung den Zustand
aufrechterhält, dessen nachteilige Folgen sie ausgleichen soll.
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2. BEHANDLUNGSFALL

„auf nicht absehbare Zeit“ 

- Dauer der geminderten Erwerbsfähigkeit von mehr als 6 Monate 
(Prognoseentscheidung)

- Orientierung an § 101 SGB VI

(1) Befristete Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit werden nicht vor Beginn des 
siebten Kalendermonats nach dem Eintritt der Minderung der Erwerbsfähigkeit geleistet.

- Risikoverteilung zwischen Renten- und Krankenversicherung

- nach Ablauf von 6 Monaten nur eine Bedeutung für die Entscheidung über Rente auf 
Dauer oder auf Zeit (rückschauende Betrachtung notwendig)
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3. RENTE AUF DAUER ODER AUF ZEIT

§ 102 Abs. 2 SGB VI

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und große Witwenrenten oder große
Witwerrenten wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit werden auf Zeit geleistet.

(…)

Renten, auf die ein Anspruch unabhängig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage
besteht, werden unbefristet geleistet, wenn unwahrscheinlich ist, dass die
Minderung der Erwerbsfähigkeit behoben werden kann; hiervon ist nach einer
Gesamtdauer der Befristung von neun Jahren auszugehen.
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4. MITWIRKUNGSOBLIEGENHEITEN

§ 63 SGB I

Wer wegen Krankheit oder Behinderung Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll sich auf 
Verlangen des zuständigen Leistungsträgers einer Heilbehandlung unterziehen, wenn zu 
erwarten ist, daß sie eine Besserung seines Gesundheitszustands herbeiführen oder eine 
Verschlechterung verhindern wird.

§ 66 Abs. 2 SGB I

Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen 
Arbeitsunfähigkeit, wegen Gefährdung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit, anerkannten 
Schädigungsfolgen oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder erhält, seinen 
Mitwirkungspflichten nach den §§ 62 bis 65 nicht nach und ist unter Würdigung aller 
Umstände mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß deshalb die Fähigkeit zur selbständigen 
Lebensführung, die Arbeits-, Erwerbs- oder Vermittlungsfähigkeit beeinträchtigt oder nicht 
verbessert wird, kann der Leistungsträger die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung 
ganz oder teilweise versagen oder entziehen.
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5. ABSICHTLICHE MINDERUNG

§ 103 SGB VI

Anspruch auf Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, Altersrente für
schwerbehinderte Menschen oder große Witwenrente oder große Witwerrente
besteht nicht für Personen, die die für die Rentenleistung erforderliche gesundheitliche
Beeinträchtigung absichtlich herbeigeführt haben.

BSG, Urteil vom 19. Juni 1979 – 5 RJ 122/77

Der Ausschluß des Rentenanspruchs nach § 1277 Abs 1 RVO setzt eine zielgerichtete
Aktivität des Versicherten voraus, der ein passives Verhalten nicht gleichgestellt
werden kann.
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KRANKHEIT?
„UNTERBLIEBENE BEHANDLUNG“
BSG, Urteil vom 28. September 2020 – B 13 R 45/19 B

Die Behandlungsfähigkeit und Behandlungsbedürftigkeit einer festgestellten
Gesundheitsstörung stehen dem Eintritt des Versicherungsfalls nicht im Weg. Eine
unterbliebene Behandlung schließt es - ohne Rücksicht auf die Ursache der
Unterlassung - nicht aus, eine vorhandene Gesundheitsstörung als Krankheit
einzuordnen (vgl. BSG vom 19. Juni 1979 - 5 RJ 122/77).
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SCHWIERIGE FORMULIERUNG

Ausführungen im Gutachten über die zumutbare Willensanspannung:

„Der Kläger habe die Vorstellung nicht mehr erwerbsfähig zu sein. Hiervon könne er 
sich mit Hilfe einer therapeutischen Begleitung innerhalb von 6 Monaten lösen.“
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6. KERNPROBLEM: BEWEISFÜHRUNG

Probleme bei dem Nachweis des Leistungsfalls:

§ fehlende Behandlungsunterlagen (keine Anknüpfungstatsachen)

§ retrospektive Leistungseinschätzung schwer möglich → nur subjektive Angaben

§ schwierige Plausibilitäts- und Konsistenzprüfung

§ Diskrepanz zwischen Behandlungsbemühungen und geklagten Beschwerden

19



7. ZUSAMMENFASSUNG

- keine Unterschiede zwischen psychischen und organischen Erkrankungen

- trotzdem Kriterium der „zumutbaren Willensanspannung“

- fehlende Behandlung → große Probleme bei der Beweiswürdigung

- fehlende Behandlung und rechtliche Bedeutung

→ Möglichkeit der Rentenversicherung eine Mitwirkung einzufordern

→ Rentengewährung auf Zeit oder auf Dauer
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VIELEN DANK FÜR IHRE AUFMERKSAMKEIT!

Zum Weiterlesen: 

Hensen/Keller, Auswirkungen unterbliebener Behandlung bei 
Erwerbsminderungsrente wegen psychischer Erkrankung, NJW 
2021, 974

Mushoff, Psychische Erkrankung als Grund der 
Erwerbsminderung – Die zumutbare Willensanspannung oder 
der Psyche ausgeliefert sein. Eine rechtliche Betrachtung, SRa-
SH 2018, 42

Kahlert, Psychische Krankheiten im Recht der 
Erwerbsminderungsrenten – Ende einer Sonderstellung, NZS 
2016, 563

Nachfragen und Anregungen gern auch per Mail an:

joern.hoekendorf@posteo.de
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